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Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Soziales 

über den Antrag 329/A(E) der Abgeordneten Ing. Norbert Hofer, Kolleginnen und 
Kollegen betreffend Standardisierung des Begutachtungsverfahrens zur Bewertung des 
Pflegebedarfs 

Die Abgeordneten Ing. Norbert Hofer, Kolleginnen und Kollegen haben den gegenständlichen Entschlie-
ßungsantrag am 27. September 2007 im Nationalrat eingebracht und wie folgt begründet: 
„Bei der funktionsbezogenen Einstufung in die Pflegestufen, bewertet der Amtsarzt aufgrund der vorlie-
genden Behinderung den Pflegebedarf. Allerdings werden in Österreich Pflegebedürftige mit ähnlichen 
Leiden und Beschwerden oftmals völlig unterschiedlich eingestuft. 
Dabei handelt es sich um eine Ungerechtigkeit, die eines funktionierenden Sozial- und Rechtsstaats nicht 
würdig ist, da den Betroffenen nicht zugemutet werden kann, dass sie aufgrund einer falschen Bewertung 
in eine zu niedrige Pflegestufe eingestuft werden und zu wenig Pflegegeld erhalten. 
Die Begutachtungsverfahren zur Pflegegeldeinstufung sind daher zu standardisieren und so zu gestalten, 
dass es innerhalb des Bundesgebietes nicht zu unterschiedlichen Beurteilungen für ein und dieselbe Pfle-
gesituation kommen kann. Dieses neue Begutachtungsverfahren soll in Zusammenarbeit mit den Behin-
dertenorganisationen entwickelt werden.“ 
 
Der Ausschuss für Arbeit und Soziales hat den gegenständlichen Entschließungsantrag in seiner Sitzung 
am 27. November 2007 in Verhandlung genommen. Berichterstatter im Ausschuss war der Abgeordnete 
Ing. Norbert Hofer. 
An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter die Abgeordneten Werner Amon, MBA, Karl 
Öllinger, Ing. Norbert Hofer, Mag. Christine Lapp, Maria Grander, Ursula Haubner, Barbara Riener, 
Ridi Steibl, Mag. Dr. Beatrix Karl, Ulrike Königsberger-Ludwig, Mag. Gertrude Aubauer, Gabriele 
Tamandl sowie der Bundesminister für Soziales und Konsumentenschutz Dr. Erwin Buchinger. 
Bei der Abstimmung fand der gegenständliche Entschließungsantrag keine Mehrheit. 
Als Berichterstatterin für das Plenum wurde Abgeordnete Mag. Christine Lapp gewählt. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ausschuss für Arbeit und Soziales somit den Antrag, der Nati-
onalrat wolle diesen Bericht zur Kenntnis nehmen. 

Wien, 2007 11 27 

 Mag. Christine Lapp Renate Csörgits 
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